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Sinnvolle Verwendung
Die Beschlagnahme der Korruptionsgüter
Bar- und Sachvermögen aus Korruption und Drogenhandel könnten dem Staat Milliarden bringen. (Foto: dpa)
Buenos Aires (AT/jea) - Per Notstandsdekret hat Präsident Mauricio Macri eine gesetzliche Regelung geschaffen, die es erlaubt, Vermögen, das aus der Korruption und auch dem Drogenhandel stammt, auf den Staat zu übertragen, so dass es verkauft oder, im Fall bestimmter Güter (Automobile u.a.), für Bereiche der Staatsverwaltung eingesetzt werden kann. Die Regierung hatte schon vor zwei Jahren ein Gesetzesprojekt in diesem Sinn im Parlament eingebracht, das jedoch im Senat nicht durchkam, was begreiflich ist, da dies ganz besonders die Senatorin Cristina Fernández de Kirchner und ehemalige Beamte ihrer Regierung betrifft.
Das Projekt der Regierung sah vor, dass die Korruption als solche im Rahmen des Strafgesetzes behandelt wird, aber die Übertragung der gestohlenen Güter im Rahmen des Zivilrechtes erfolgt. Das ist keine Kleinigkeit, weil das Strafverfahren sehr lange dauert, während das Zivilverfahren relativ kurz ist. Im Dekret wird auf das ursprüngliche Projekt zurückgegriffen, aber mit Änderungen, die eine weitere Beschleunigung der Verfahren erlauben. Für die Regierung ist letzteres in diesem Wahljahr besonders wichtig.
Gemäß offiziellen Angaben sind schon Vermögen, die aus der Kirchner-Korruption stammen, im Wert von 245 Milliarden Pesos entdeckt worden, was immerhin über 6 Milliarden Dollar entspricht. Es ist keine Kleinigkeit. In einigen Fällen dürfte es keine Schwierigkeiten bei der Übertragung geben, wie bei den fast 9 Millionen Dollar in bar, die der ehemalige Bautensekretär José López in einem Kloster verstecken wollte. Weder López noch sonst jemand hat bisher das Eigentum dieses Vermögens beansprucht. In anderen Fällen dürfte die Übertragung komplizierter sein. In einigen Fällen, wie die Luxusjacht des ehemaligen Transportsekretärs Ricardo Jaime, fand schon die faktische Übertragung statt, in diesem Fall auf die Marinepräfektur. Auch Automobile wurden staatlichen Ämtern übergeben. Doch juristisch stand dies bisher auf einer schwachen Grundlage.
Juristische Schwierigkeiten ergeben sich unter anderem wenn Strohmänner eingeschaltet wurden, die Unternehmer sind und ihr Vermögen als solche rechtfertigen können. Können die zahlreichen Landgüter und andere Immobilien von Lázaro Báez beschlagnahmt werden? Noch komplexer ist das Problem bei Bauunternehmern, die Schmiergelder an die Kirchners bezahlt haben, jedoch dabei auch Geld verdient haben. All dies wird wohl nach und nach geklärt werden, von den zuständigen Richtern oder durch Regierungsbeschlüsse. Doch mit den Fällen, die eindeutig feststehen, wie die Dollar von José López, und eventuell auch die 4 Millionen Dollar von Florencia Kirchner, kann schon sofort etwas sozial sichtbares finanziert werden. Die 800.000 Dollar, die seinerzeit im Zollamt beschlagnahmt wurden, die der Venezolaner Antonini Wilson im Handgepäck mitbrachte, sind schon für eine Schule in Entre Rios verwendet worden. In diesem Fall erlaubt das Zollgesetzbuch die Beschlagnahme.
Das Dekret sieht auch vor, dass diejenigen, die Umstände bekannt geben, die dann zur Aufdeckung eines konkreten Falles von Korruptionsgütern führen, 10 Prozent des Wertes erhalten. Das ist ein interessanter Anreiz, um sich in diesem Sinn zu bemühen. Viele Leute wissen über bestimmte Einzelheiten beim Umgang mit Korruptionsgeldern Bescheid und können jetzt eventuell jetzt dabei viel Geld verdienen. Dies dürfte ähnlich wirken, wie das Gesetz über reuige Angeklagte, das vielen Untersuchungen einen großen Impuls gegeben hat.
Rein politisch nützt dieses Notstandsdekret der Regierungskoalition, weil dadurch das Thema der Kirchner-Korruption in der Öffentlichkeit hochgespielt wird. Für Cristina Kirchner und ihre Partei dürfte es auf alle Fälle unangenehm und politisch schädlich sein, wenn sie sich in konkreten Fällen verteidigen wollen, womit der Fall noch mehr verbreitet wird. Kein Journalist lässt sich diese Krimis entgehen.
Argentinien
Weniger Morde und mehr Raubüberfälle
Kriminalstatistik für Buenos Aires
Stadtpolizei: Trotz vermehrter Präsenz haben die Raubüberfälle zugenommen. (Foto: argentina.gob.ar)
Buenos Aires (AT/jea) - In der Bundeshauptstadt wurden 2018 4430 Menschen ermordet, gegen 4670 2017 und 4770 2016. Unter der Regierung von Cristina Kirchner waren die Morde von 4660 im Jahr 2010 auf 6460 2014 und 5730 2015 gestiegen. Doch dieser Fortschritt, der gewiss unbefriedigend ist, wiederholt sich nicht bei der Zahl der Raubüberfälle, die 2018 um 3% auf 70.648 zugenommen haben. Täglich gab es 30 Überfälle von jungen Menschen, die mit einem Motorrad kamen und flohen, im lokale Jargon “Motochorros” benannt. Auffallend ist dabei, dass die Zahl der Überfälle in den einzelnen Gegenden der Stadt sehr unterschiedlich war. Palermo stand dabei mit 4949 Fällen an erster Stelle, aber auch Recoleta, Balvanera, Almagro, Caballito und Flores wiesen hohe Zahlen auf, während andere weit darunter lagen. Wenn die Stadtverwaltung die Kontrollen in einem Bezirk intensivierte, gingen die Verbrecher auf andere über. In dieser Beziehung gibt die jetzt veröffentliche Statistik über die einzelnen Bezirke den Verbrechern gute Tipps.
Die Stadtregierung befasst sich intensiv mit dem Thema. Schon unter Macri als Stadtchef wurde die Stadtpolizei eingeführt, und danach ging ein Teil der Bundespolizei auf die Stadtverwaltung über. Die Polizisten wurden trainiert und besser ausgestattet, und unlängst wurden Motorräder in größeren Menge gekauft, damit die Verbrecher verfolgt werden können, was mit dem Auto geringe Erfolgschancen hat.
Schließlich wird jetzt die Polizei mit Taser-Waffen ausgestattet, die den Verbrecher durch einen elektrischen Schock paralysieren. Das wurde, wie üblich, von den kommunistischen Gruppierungen und auch von Hebe Bonafini, kritisiert, obwohl es sich um ein System handelt, dass sich in den USA und anderen Ländern als erfolgreich erwiesen hat, mit unverhältnismäßig weniger Toten als bei Einsatz von Schusswaffen. Die Bevölkerung unterstützt die Regierung dabei allgemein, und viele Menschen wünschen eigentlich, dass die Regierung viel schärfer vorgeht, also die Verbrecher einfach erschießt. Wer einmal überfallen wurde oder einen Verwandten oder Freund hat, der ermordet wurde, versteht keinen Spaß. Und wer sich ständig bedroht fühlt und seine Bewegungsfreiheit einschränkt, wohl auch nicht.
Meinung
Macri und Bolsonaro
Von Juan E. Alemann
Die Präsidenten Mauricio Macri und Jair Bolsonaro gehören politisch in die gleiche Kategorie, die als sozialliberal eingestuft werden kann. Das Gerede über einen ultrarechten Bolsonaro, das gelegentlich auch auf Macri geäußert wird, ist Blödsinn und entspricht der kommunistischen Sicht der Politik. Beide Präsidenten setzen sich für Marktwirtschaft mit viel staatlicher Präsenz ein, begleitet von einer vielfältigen und bedeutenden Sozialpolitik, und beide suchen dabei ein Gleichgewicht, das die Wirtschaft nicht erstickt. Im Wesen ist diese Vorstellung von Wirtschaft und Gesellschaft nicht viel anders, als sie in den fortgeschrittenen Staaten besteht.
Doch die Ähnlichkeiten zwischen beiden sind weitreichender. Beide sind politische Außenseiter. Macri war ursprünglich Unternehmer und Bolsonaro Militär, und beide sind mit kleinen Parteien, die sie gegründet haben, an die oberste Macht im Land gelangt. Beide regieren mit parlamentarischen Minderheiten, wobei jedoch Macri grundsätzlich einer geeinten Opposition gegenübersteht, während in Brasilien das Parlament in unzählige Minderheitsgruppen aufgeteilt ist, die unterschiedlich denken und handeln und in vielen Fällen bereit sind, die Regierung zu unterstützen.
Für beide steht die persönliche Sicherheit im Vordergrund, die in Brasilien völlig aus den Fugen geraten ist und in Argentinien auch als untragbar empfunden wird. Dennoch: in Brasilien wurden 2017 ca. 65.000 Menschen ermordet, in Argentinien unter tausend. Bezogen auf die Bevölkerung ergäbe die brasilianische Zahl in Argentinien um die 14.000.
Macri trat seine Regierung mit einer schweren Erbschaft an, die Cristina Kirchner hinterlassen hatte, mit der er bis heute nicht fertig wird. Hingegen hat im Fall von Bolsonaro sein Vorgänger Michel Temer schon viel Arbeit geleistet. Die Reform der Arbeitsgesetzgebung, die er durchgesetzt hat, hat das ganze System umgekrempelt und der modernen Wirtschaft angepasst. Wenn jetzt Bolsonaro noch weiter gehen will, sollte das politisch machbar sein. Macri hat hingegen auf diesem Gebiet überhaupt nichts erreicht. Nicht einmal sehr milde Reformvorschläge, wie die Einführung besonderer Bedingungen für neu eingestellte Jugendliche, kamen durch.
Die Zusammenarbeit zwischen Argentinien und Brasilien hat jetzt eine solide Grundlage. Dabei wird auf die Mercosur-Problematik und die Politik der Öffnung gegenüber der Welt hingewiesen. Doch im Grunde ist es nichts neues, dass beim Mercosur tiefgreifende Entscheidungen getroffen werden müssen, weil er so, wie er jetzt funktioniert, viele Fragen offen gelassen hat. Es gibt immer noch keinen einheitlichen Zollsatz gegenüber Drittländern, und in vielen Fällen müssen die Ausnahmeregelungen, die faktisch bestehen, aber im Regelwerk nicht vorgesehen sind, genauer bestimmt werden. Und was die allgemeine Öffnung betrifft, so muss sich Bolsonaro zunächst gegenüber dem industriellen Establishment durchsetzen, was nicht einfach ist, und Macri muss dies mit dem Gleichgewicht der Leistungsbilanz vereinbaren. Voraussichtlich wird es jetzt einen konstruktiveren Dialog zwischen den beiden Staaten geben, wobei dieser jedoch genauso schwierig wie bisher sein dürfte.
Für Argentinien ist der Vorstoß Brasiliens bei strukturellen Reformen, der jetzt zu erwarten ist, viel wichtiger als die Handelsprobleme. Ein erfolgreicher Bolsonaro, dem es gelingt, Brasilien wieder auf Wachstumskurs zu bringen, dürfte auch auf Argentinien wirken, wo Reformen in der gleichen Richtung, auf die das Wachstum aufbaut, ebenso notwendig sind.
Meinung
Im Blickfeld: Maduro in Bedrängnis
Von Stefan Kuhn
Vermutlich wird er wieder durchkommen und sich zumindest mittelfristig an der Macht halten. Dennoch sind die Chancen, dass Venezuela vom Elend, das heißt von der Regierung des Präsidenten Nicolás Maduro befreit wird, so groß wie noch nie.
Die Daten sprechen für sich. Die Inflation hat astronomische Werte erreicht, es fehlt mangels Devisen an wichtigen Gütern, Lebensmitteln und Medikamenten. Inzwischen sind rund drei Millionen Venezolaner ins Ausland geflüchtet. Die meisten von ihnen nicht wegen der politischen Unterdrückung, sondern aus schierer Not. Selbst wenn man noch sozialrevolutionäre Sympathien für die sozialistische Regierung in Venezuela hat. Dem Volk hilft dieses Regime nicht. Es verwaltet das Elend, das es selbst geschaffen hat.
Maduros Vorgänger Hugo Chávez hatte das Volk hinter sich. Der frühere Putschist ist in den Präsidentschaftswahlen von 1998 demokratisch an die Macht gekommen. Die Mehrheit der Bevölkerung erwartete sich von ihm eine Verbesserung ihrer Lage. In gewisser Weise hat er dies auch geschafft, im Land mit den größten Ölreserven der Welt war das allerdings kein Wunder. Der Ölpreis war hoch, es gab viel zu verteilen. Chávez konnte seine Politik auch gut verkaufen, er hatte Charisma. Eine Gabe, die man im Auftreten Maduros vergeblich sucht.
Dies soll nicht davon ablenken, dass die Misere ihre Wurzeln in den Regierungszeiten von Chávez hatte. Gut verwaltet hat er den Reichtum nicht. Selbst unter dem 2013 verstorbenen Chávez war etwa das Benzin im Ölland Venezuela knapp. Es fehlten Raffinerien. Stattdessen kaufte sich der Ex-Militär Freunde im In- und Ausland. Vor allem Kuba und Kirchner-Argentinien profitierten vom venezolanischen Öl-Füllhorn.
Inzwischen hat sich die Lage wirtschafts-, innen- und außenpolitisch dramatisch verändert. Die Zahl der Freunde Venezuelas in den Nachbarländern ist geschrumpft. In Argentinien, Brasilien und Chile sind Mitte-Rechts-Regierungen an die Macht gekommen, der seit 2008 fast stetig sinkende Ölpreis limitiert die finanziellen Möglichkeiten der Regierung in Caracas, und im venezolanischen Parlament hat die Opposition seit den Wahlen von 2015 eine Zweidrittelmehrheit.
Letzteres hätte selbst sozialrevolutionäre Zeitgenossen zum Nachdenken bringen müssen. Wenn Venezuelas Wählerinnen und Wähler die sozialistische Regierung trotz Pressezensur und anderer kleinerer Schikanen dermaßen abstrafen, kann das nicht am Erzfeind USA liegen. Das war eine Entscheidung des venezolanischen Volkes. Maduro hat sie nicht akzeptiert. Er hat das Parlament entmachtet, indem er eine Verfassunggebende Versammlung einberief.
Man mag sich darüber streiten, ob dies verfassungsrechtlich korrekt war. Dass Maduro Oppositionspolitiker verhaften und Demonstrationen gegen ihn niederknüppeln ließ, widerspricht allen demokratischen Gepflogenheiten. Natürlich kann man der Opposition vorwerfen, dass sie unfähig zur Einigung ist, Wahlen boykottiert, anstatt an ihnen teilzunehmen. Allerdings war schon die erste Wahl von Maduro 2013 ernüchternd. Chávez‘ Wunschnachfolger siegte mit 50,66 Prozent der Stimmen über seinen Herausforderer Henrique Capriles (49,06%). Die von der Regierungspartei kontrollierte Wahlbehörde lehnte eine genauere Überprüfung der Wahl ab. Maduros Wiederwahl bei den vorgezogenen Präsidentschaftswahlen im April vergangenen Jahres widersprach allen demokratischen Standards. Die Opposition hatte keine Zeit, sich darauf vorzubereiten.
Deshalb ist es nachvollziehbar, dass sich das Parlament nur wenige Tage nach Maduros Amtsantritt am 10. Januar vehement wehrt. Der erst 35 Jahre alte Parlamentspräsident Juan Guaidó hat sich am Mittwoch zum Staatspräsidenten ausrufen lassen. Zuvor hatte es einen gescheiterten Putsch von Offizieren der Nationalgarde gegeben. Für Guaidó spricht, dass er umgehend international anerkannt wurde. Offen hinter Maduro stehen in Amerika eigentlich nur noch Kuba, Nicaragua und Bolivien. Er hat allerdings noch den wichtigen Rückhalt der Großmächte China und Russland.
Gegen einen radikalen Wechsel in Venezuela spricht vielleicht Guaidós fast jugendliches Alter, aber in erster Linie sein Hauptverbündeter Donald Trump, der ihn so schnell anerkannte, dass man ihn als Drahtzieher verdächtigt. Mit Trump als Gönner kann man in Lateinamerika und wohl in den meisten anderen Weltregionen keinen Blumentopf gewinnen. Selbst Trumps Vorgänger Barack Obama hatte in Lateinamerika einen schweren Stand. Der Antiamerikanismus (bezogen auf die USA) ist aus historischen Gründen tief verwurzelt. Die USA haben sich zu oft in die Politik lateinamerikanischer Länder eingemischt. Ein Machtwechsel in Venezuela wird wohl zu Protesten in vielen lateinamerikanischen Ländern führen. Im Land selbst vermutlich zu bürgerkriegsähnlichen Zuständen. Die Abneigung gegen den großen Bruder im Norden ist wohl der Kitt, der die Nation zusammenhält.
Nicht weniger wichtig wird wohl die Rolle des venezolanischen Militärs sein. Ganz so stabil ist der Rückhalt Maduros in der Armee nicht mehr. Chávez war Offizier, einer der ihren, Maduro war Busfahrer. Der Putschversuch von Offizieren der Nationalgarde deutet Unruhe an, aber die meisten höheren Militärs haben viel zu verlieren. Sie sind Teil des Systems und gehören zu den Privilegierten. Ohne das Wohlwollen der Armee ist ein friedlicher Übergang nicht möglich.
Meinung
Randglossen
Die Regierung will die Einwanderung ordnen, was sich nicht nur auf die Ausweisung von Verbrechern, sondern allgemein auf den Zufluss von Einwanderern bezieht. Nachdem jetzt der UNASUR aufgelöst werden soll, wie es Kolumbien schon formell vorgeschlagen hat, der freien Personenverkehr in Lateinamerika vorsah, und in letzter Zeit unerwartet viele Venezolaner nach Kolumbien, Brasilien und anderen Ländern ausgewandert sind, ist das Migrationsproblem in den Vordergrund gerückt. Argentinien kann es sich nicht leisten, so viele Einwanderer aufzunehmen, die dann in Elendsvierteln wohnen und noch mehr Arbeitslose und Schwarzarbeiter schaffen. Die Regierung will jetzt einen Rat bilden, an dem auch die Provinzen beteiligt sind, um ein Gesetzesprojekt auszuarbeiten. Das Thema sollte politisch nicht konfliktgeladen sein, nachdem schon Cristina Kirchner im Jahr 2010 mit einem Dekret in diese Richtung gegangen war.
Nein, ein geheimes Zusatzprotokoll beim erneuerten deutsch-französischen Freundschaftsvertrag gab es nicht. Der frühere tschechische Präsident Vaclav Klaus ist davon allerdings nicht so überzeugt. Er vermutet in dem Bla-bla-Werk allen Ernstes eine franko-germanische Machtergreifung in Europa. Er sollte gelassener sein. In Tschechien gibt es keine deutschsprachigen Gebiete mehr und die Teilung der Ukraine ist wahrscheinlicher als die Polens. Aber in einer Hinsicht hat Klaus Recht. Mit den nationalistischen Animositäten Polens, Ungarns, Rumäniens oder Tschechiens wird Europa kaum überleben. Er sollte weniger an Frankreich und Deutschland denken, und mehr an Russland, China, Indien und die USA.
Eichstätt, die katholische Universitätsstadt im idyllischen Altmühltal, hat ein Problem. Dort wurden nach einem Vergewaltigungsfall Frauenparkplätze eingerichtet. Diese liegen näher an beleuchteten Wegen oder belebten Zonen. Dies sah ein männlicher Besucher der Stadt als Diskriminierung - nicht nur wegen der Männer, die dort nicht parken können, sondern auch wegen der Frauen, die dadurch als schwache Wesen diskriminiert würden. Die Stadt und der Kläger einigten sich vor dem Verwaltungsgericht auf einen Vergleich. Frauenparkplätze sind künftig nur noch empfohlen. Es dürfen auch Männer dort Parken. Das bedeutet im Klartext eine Abschaffung des Schutzes für Frauen. Man möchte den Kläger als ausgesprochenen Deppen bezeichnen, aber vielleicht tut man ihm Unrecht. Vielleicht ist er auch schon in der dunklen Ecke eines Parkplatzes vergewaltigt worden.
Wirtschaft
Kapitalflucht 2018: u$s 27,3 Mrd.
Im Jahr 2018 wurde ein Rekordbetrag von Personen und Unternehmen, die ihren Wohnsitz in Argentinien haben, in Devisen, fast immer in Dollar (ausnahmsweise auch in Euros) angelegt. Es waren u$s 27,4 Mrd., 22% mehr als 2017. Davon entfallen u$s 18,02 Mrd. auf Käufe von Dollarscheinen, und der Rest auf Überweisungen. Die Daten gab die Zentralbank bekannt. Sie werden als Differenz bei der Zahlungsbilanz berechnet, wenn alle Überweisungen in beiden Richtungen für konkrete Zwecke berücksichtigt werden, die einen Beleg haben. Dabei werden jedoch Zahlungen für geschmuggelte Güter und auch für die Preisdifferenz bei unterfakturierten Importgütern und weitere Zahlungen nicht angegeben, eben weil kein Beleg besteht, den die ZB buchen kann. Das bezieht sich u.a. auf Software bei Informatik, das über Internet importiert oder exportiert wird, ohne es der ZB mitzuteilen. Somit ist der Nettobetrag der Kapitalflucht in Wirklichkeit viel geringer.
Die ZB gibt auch nicht an, wie Anlagen in lokalen Dollarkonten und die Zeichnung von Staatstiteln in Dollar gebucht werden. Ist es auch Kapitalflucht, oder wird angenommen, dass die Dollar in bar schon vorhanden sind?
Gemäß ZB-Zahlen erreichte die Kapitalflucht in den drei Jahren der Macri-Regierung u$s 59,33 Mrd., also mehr als der IWF bereitgestellt hat. Es sieht demnach so aus, als ob dieser schließlich die Kapitalflucht finanziert, was nicht viel Sinn hat. Indessen muss man davon ausgehen, dass die effektive Kapitalflucht eben viel geringer war, eben weil ein großer Teil für allerlei Zahlungen ausgegeben wurde.
Im Dezember ging jedoch die Kapitalflucht um 70% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat zurück und betrug nur u$s 555 Mio. Das ist eine direkte Folge der restriktiven Geldpolitik, die auch dazu führte, dass Dollarguthaben in höheren Mengen verkauft wurden, um Zahlungsverpflichtungen in Pesos nachzukommen.
Ein Teil der Bardollar, die als Kapitalflucht gebucht werden, stellt im Wesen Zahlungsmittel dar, die in Argentinien eingesetzt werden. Diese Dollar müssen somit monetär ebenso wie die Pesos behandelt werden, wobei sie sich nur durch eine viel geringere Umlaufsgeschwindigkeit unterscheiden. Immobilienkäufe werden prinzipiell in Dollar bezahlt. Und auch Käufe von Unternehmen, wertvollen Kunstgegenständen u.a. Gütern werden fast immer in Dollar bezahlt. Grundsätzlich werden die Bargeldreserven in Dollar gehalten, die dann gemäß Bedarf für Zahlungen in Pesos verkauft werden. Diese Umstände erfordert eine Verfeinerung der monetären Analyse, die jedoch nicht einmal erwogen wird. Wir sind die einzigen, die diese These bewusst vertreten, obwohl sämtliche Wirtschaftsfachleute u.a. genau wissen, wie der Fall liegt.
Wirtschaft
Handelsbilanzdefizit 2018: u$s 3,82 Mrd.
Die Handelsbilanz schloss im Jahr mit einem Defizit von u$s 3,82 Mrd., 54% unter dem Vorjahr. Die Exporte stiegen gegenüber 2017 um 5,1% auf u$s 61,52 Mrd. und die Importe fielen um 2,2% auf u$s 65,44 Mrd. Die Handelsbilanz wies in 8 Monaten ein hohes Defizit auf, und dann in den letzten vier einen Überschuss. Der Abwertungssprung und die Rezession haben sich sofort stark ausgewirkt.
Im Dezember wurde ein Überschuss von u$s 1,37 Mrd. erreicht, bei Exporten von u$s 5,28 Mrd. (+15,4% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat) und Importen von u$s 3,91 Mrd. (-27,1%).
Exporte und Importe teilen sich 2018 folgendermaßen auf:
Der Export von Brennstoffen und Strom stieg gegenüber 2017 um 69,2%, während der Import dieser Produkte (plus Schmierstoffe) nur um 14,1% zunahm. Das ist vornehmlich auf die höhere Gasförderung zurückzuführen, die Exporte nach Chile erlaubt hat. In den nächsten Monaten wird ein Schiff am Hafen von Bahía Blanca anlegen, das Gas verflüssigt und den Export in diesem Zustand erlaubt. In den Sommermonaten, wenn der Gaskonsum stark abnimmt, wird dann Gas exportiert, und den Wintermonaten wird Gas importiert. Die Rechnung soll ein Saldo zu Gunsten Argentiniens ergeben.
Der Import von Kfz ist um 16,1% gefallen, während der Export gestiegen ist. Dennoch verbleibt ein negativer Saldo für Argentinien.
Der Export von Getreide und Ölsaaten ist wegen der Dürre im Sommer 2017/18 gefallen, was nur zum Teil durch höhere Bergbauexporte ausgeglichen wurde, so dass bei Rohstoffen ein Exportrückgang von 5,4% eintrat. Doch bei verarbeiteten landwirtschaftlichen Produkten, die vornehmlich Rindfleisch einschließen, fand eine Zunahme von 1,5% statt.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollakurs schloss am Mittwoch zu $ 38,58, gegen $ 38,48 eine Woche zuvor. Der Grossistenkurs lag unter der Interventionsgrenze, so dass die ZB am Mittwoch u$s 50 Mio. kaufen musste. Es ist das siebte Mal, dass die ZB Devisen kauft, wobei der Grossistenkurs weiter unter der Interventionsgrenze verbleibt. In diesem Jahr sind es insgesamt schon u$s 290 Mio. Die ZB erwägt jetzt eine Erhöhung des täglichen Betrages für Dollarkäufe, nachdem im Abkommen mit dem iWF u$s 150 Mio. täglich vorgesehen sind. Der Wechselkurs verzeichnet in den letzten Wochen nur geringe Schwankungen. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 66,61 Mrd., gegen u$s 66,16 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 29.12.19 bei $ 51,80, was einen Jahreszinssatz von 41,21% ergibt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 2,26% und lag dabei um 14,94% über Ende Dezember 2018.
***
Die Staatstitel verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch eine unterschiedliche Entwicklung. Im Enzelnen waren die Veränderungen wie folgt: Argentina 2019: ohne Veränderung: Argentina 2021:-0,31%; Argentina 2026: -0,06%; Argentina 2046: +0,48%; Bonar 2024: +0,46%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 774,73 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 817,11), und bei 24 Karat zu $ 1.479,02 ($ 1476,12).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 21.1.19 um 28,22%. In diesem Jahr ging sie um 5,98% zurück, weil die Expansion, die jeweils zum Jahresende einsetzt, um das Weihnachts- und Neujahrsgeschäft zu finanzieren, wieder aufgesogen wird. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg in 12 Monaten um 13,02%. Hier kommt die restriktive Geldpolitik deutlich zum Ausdruck.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 21.1.19 um 45,02% auf $ 2,93 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 14,22% auf $ 1,61 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen um 14,22% auf $ 33,84 Mrd., und die Dollarkredite um 2,55% auf u$s 15,86 Mrd.
***
Die gesamte Ernte von Getreide und Ölsaat wird vom Experten Gustavo López (von Agritrend) für 2018/19 auf 130 Mio. Tonnen geschätzt, gegen ca. 100 Mio. Tonnen im Vorjahr. Es wäre mit Abstand ein Rekord. Das bringt Exportdevisen für u$s 28,5 Mrd. ein, u$s 4,5 Mrd. mehr als im Vorjahr. Der Fiskus erhält dabei u$s 5,8 Mrd. gegen u$s 3,5 Mrd. im Vorjahr. Juan Manuel Garcïa, vom IEERAL-Institut der Stiftung Mediterránea, schätzt die Ernte auf 123 Mio. Tonnen, während das Landwirtschaftssekretariat mit 140 Mio. Tonnen rechnet, dabei aber den Mais hinzuzählt, den die Landwirte als Futter einsetzen und somit nicht auf dem Markt verkaufen. Die Ernteschätzungen sind sehr schwierig und ungenau. Die beste ist die, die das US-Landwirtschaftsdepartemente (USDA) auf Grund von Satellitenaufnahmen macht, die jedoch noch nicht bekanntgegeben wurde.
***
Der Index der Grossistenpreise des INDEC verzeichnet für Dezember eine Zunahme von 1,3%, und für ganz 2018 eine von 73,5%. Dieser Index wird viel direkter von der Abwertung beeinflusst als der der Konsumentenpreise.
***
Der Index der Baukosten des INDEC stieg im Dezember um 3,3%, womit ganz 2018 um 44,8% über dem Vorjahr lag. Im Dezember nahmen Baumaterialien um 1,6%, Arbeitskosten um 4,8% und Gemeinkosten um 2,6% zu.
***
Die Industrieproduktion lag im November um 9,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat das Studienzentrum des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina” ermittelt. Die ersten 11 Monate 2018 liegen somit um 2,7% unter dem Vorjahr. Im November war der interannuelle Rückgang bei Textilien (-14,7%), sowie Chemie und Petrochemie (-9%) besonders hoch.
***
Die Preise der 50 wichtigsten Medikamente sind 2018 gemäß INDEC um durchschnittlich 53,24% gestiegen. Das ist vornehmlich auf die Wirkung der Abwertung auf die Pesopreise der importierten Grundstoffe zurückzuführen, mit denen die einzelnen Arzneien hergestellt werden.
***
Die Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen (Superintendencia de Seguros de la Nación) teilt mit, dass bei Prämien für Lebensversicherungen 2019 $ 12.000 vom Betrag abgezogen werden können, auf den die Gewinnsteuer berechnet wird. 2020 sind es $ 18.000 und 2021 $ 24.000. Der Abzug gilt jetzt auch für Beiträge zu privaten Anstalten, die Rentenpläne mit monatlichen Beiträgen (“seguros de retiro”) betreiben, die bei der Rückverstaatlichung des privaten Pensionierungssystems ausgeschlossen worden waren. Gleichzeitig haben die Lebensversicherungsgesellschaften mitgeteilt, dass sie 10% ihres Portefeuilles für Programme von Sozialwohnungen, Hypothekarkrediten und Infrastrukturinvestitionen bestimmen. Außerdem wurde der Betrag, der für Finanzierung von kleinen und mittleren Unternehmen (Pymes) bestimmt ist, von 3% auf 5% erhöht.
***
Das Schatzamt der Vereinigten Staaten wird die argentinische Regierung bei der Finanzierung der zugeteilten Straßenbauprojekte, die im Rahmen des PPP-Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit durchgeführt werden, unterstützen, teilte die lokale staatliche BICE-Bank mit. Transportminister Guillermo Dietrich, der in der Vorwoche nach den USA gereist war, um dieses Thema zu besprechen, erklärte, die OPIC (das Amt der US-Regierung für Auslandsinvestitionen) erwäge ernsthaft die Möglichkeit, eines Beitrages zum Treuhandfonds, der für diese Projekte geschafften wurde. Ebenfalls hat Dietrich mit dem Vorsitzenden der Filiale der interamerikanischen Entwicklungsbank für Investitionen in Privatuntrnehmen, BID-Invest, gesprochen, und erwartet dabei eine positive Entscheidung. Doch die Finanzierung für diese Projekte, die insgesamt u$s 6 Mrd. ausmachen, ist vorläufig nur für eine erste Etappe gesichert.
***
Die Weizenernte 2018/19 schloss mit einem Rekord von 19 Mio. Tonnen, gab die Getreidebörse von Buenos Aires bekannt. Wegen starkem Regen, spätem Frost und Hagel gingen 1 bis 1,5 Mio. Tonnen von den erwarteten 20 bis 20,5 Mio. Tonnen verloren. Die Ernte von Gerste, die auch beendet wurde, ergab 4,1 Mio. Tonnen, womit die Feinernte insgesamt 23,1 Mio. Tonnen erreichte, 9% über dem Vorjahr. Vom Weizen werden bis zu 6 Mio. Tonnen lokal konsumiert, so dass ein Exportüberschuss von 13 Mio. Tonnen verbleibt.
***
Der Handel über Internet verzeichnet 2018 eine Umsatzzunahme von 51,5%, und erreichte $ 206 Mrd. Durchschnittlich betrug jeder Kauf $ 1.500. Immer mehr Menschen gehen auf den Kauf mit Internet über.
***
In 11 Monaten 2018 flogen 1,06 Mio. Passagiere mit den neuen “low cost” Airlines, die weniger Gepäck erlauben und keinen Imbiss bieten, teilte das nationale Unternehmen für Luftfahrt (EANA) mit. Die Gesellschaften, die diesen Dienst bieten, sind Flybondi, Norwegian und JetSmart. Bisher bedienen diese Airlines 34 Strecken, von denen 28 auf Flybondi und 6 auf Norwegian entfallen, die beide 737-800 Boeing verwenden.
***
Die Macri-Regierung hat die Staatsausgaben für Propaganda und Mitteilungen in den Medien drastisch gekürzt. 2018 waren es $ 1,96 Mrd., 25% unter den $ 2,59 Mrd. des Vorjahres. Doch 2015 waren es $ 2,59 Mrd., was wertberichtigt für 2018 $ 6,72 Mrd. entspricht. Der reale Rückgang betrug somit 70%. Außerdem wurde diese Werbung unter der Macri-Regierung rationell verteilt, während die Mittel unter den Kirchners vorwiegend an Medien gingen, die die Regierung unterstützten, wie die inzwischen eingestellten Zeitungen “Tiempo Argentino” und “El Argentino”, und auch die noch bestehende Zeitung Página/12, der Fernsehkanal C5N und das Fernsehprogramm 678. Diese willkürliche und politisch bedingte Verteilung von Staatsgeldern gehört auch in das Kapitel der Korruption.
***
Die Macri-Regierung hat viele wichtige Verbesserungen im Vorort La Matanza durchgeführt, der von der ultrakirchneristin Verónica Magario (Tochter des Schatzmeisters der Montonero-Terroristen, Raul Magario) regiert wird. Der Metrobus wurde in diesem Gebiet eingeführt, aber ebenfalls in den Bezirken Tres de Febrero und Morón, mit insgesamt 82 km, und bedient 2 Mio. Menschen. In den Bezirken Quilmes und San Martín ist er noch nicht fertig. Außerdem wurde die Versorgung mit Wasser auf 2,8 Mio. und die Entsorgung auf 2,4 Mio. Haushalte von La Matanza u.a Bezirken ausgedehnt. Hinzu kommen noch 49 Investitionen für Überwindung von Überschwemmungen und weitere 37, die sich in Bau befinden. Dies berichtet die Zeitung “La Nación” (20.1.19). Doch die Regierung teilt es nicht mit.
***
Landwirtschaftssekretär Luis Miguel Etchevehere erklärte, die Regierung habe Projekte für Verhinderung oder Milderung der Schäden von Überschwemmungen für u$s 2 Mrd. in Angriff genommen. Vor zwei Monaten sei die Kanalisation in Sunchales, Provinz Santa Fé, begonnen worden. Außerdem werde der Kanal San Antonio, in Córdoba und Santa Fé, gebaut, und in der Provinz Buenos Aires werde weiter an der Vertiefung und Verbesserung des Salado-Flusses gearbeitet. Hinzu kommen dann noch viele kleinere Investitionen in Städten wie Concordia, die von Überschwemmungen betroffen seien.
***
Der Rindfleischexport nach den Vereinigten Staaten, der am 26.11.18 nach 17 Jahren Unterbrechung wieder zugelassen wurde, stößt auf Schwierigkeiten. Erlaubt sind jetzt 20.000 Tonnen mit einem Zollsatz von u$s 44 je Tonne, und weitere US-Importe mit einem Zollsatz von 26,4%. Die Firma Swift exportierte dann sofort 500 Tonnen per Flugzeug. Doch danach hat die argentinische Regierung den zuständigen US-Behörden mitgeteilt, welche Beamten die Exportzertifikate für das Kontingent unterzeichnen werden. Doch wegen der faktischen Stilllegung der US-Staatsverwaltung, weil der Kongress die Genehmigung für mehr Ausgaben nicht gegeben hat, und dies an die Bedingung stellt, dass Präsident Trump sein Projekt über den Bau einer Mauer an der Grenze mit Mexiko zurückzieht, steht die Staatsverwaltung weitgehend still. Das betrifft auch das Verfahren für den Import von argentinischem Rindfleisch.
***
Der Oberste Gerichtshof muss noch entscheiden, ob er einem Kläger recht gibt, der eine Pension von 70% seines Lohnes (wertberichtigt) fordert, wobei das bestehende System etwas unter 50% vorsieht, wobei der Koeffizient je nach den Beitragsjahren und dem Alter der Pensionierung unterschiedlich ist. Der Internationale Währungsfonds weist jetzt darauf hin, dass Argentinien wegen der Alterung der Bevölkerung den Koeffizienten sogar noch senken sollte. Dabei sollte auch berücksichtigt werden, dass die Moratorien von Cristina Kirchner und die Gewährung einer Pension von 80% der Mindestpension an alte Menschen, die keine haben, die Macri verfügt hat, die Zahl der Rentner stark erhöht haben. Auch in Brasilien besteht ein analoges Problem, das Präsident Bolsonaro jetzt in Angriff nehmen will, nachdem ein Reformversuch seines Vorgängers Temer gescheitert war.
***
Die AFIP hat bei der Importkontrolle ein System eingeführt, das den Betrag eines Importes jeweils mit der Verfügung über finanzielle Mittel der Importfirma in Beziehung setzt. Wenn z.B. ein Unternehmen mit einem Kapital von u$s 20.000 einen Import für u$s 5 Mio. durchführen will, muss es nachweisen, woher die Mittel stammen. Auf diese Weise soll verhindert werden, dass schwarze Importe oder solche, bei denen die angegebenen Werte falsch sind, über Firmen durchgeführt werden, die in Wirklichkeit nicht existieren und jederzeit aufgelöst werden können, wenn der Importbetrug entdeckt wird.
***
Die landesweite Milchproduktion erreichte 2018 10,53 Mio. Liter, 4,3% mehrals im Vorjahr, teilt das Observatorium der Milchwirtschaft OCLA mit. Doch im Dezember lag die Milchproduktion um 2,1% unter dem Vorjahr und um 3,2% unter dem Vormonat, was mit Überschwemmungen in einer der wichtigen Milchgegenden zusammenhängt. Die Produktionserhöhung wurde erreicht, obwohl 600 Milchbetriebe 2018 aufgegeben haben, so dass jetzt 10.722 verbleiben. Auch die Zahl der Milchkühe nahm von 1,72 Mio. im Jahr 2017 auf 1,59 Mio. 2018 ab. Die Milchwirtschaft befindet sich seit Jahren in einer schweren Krise, mit gedrückten Preisen, mit denen kleiner Milchbetriebe ihre Kosten nicht decken. Doch auch die Industrie befindet sich in einer schwierigen Lage, die besonders bei der Genossenschaft SanCor zum Ausdruck kommt, aber auch Mastellone Hnos, das größte Unternehmen der Branche, betrifft.
***
In 11 Monaten 2018 wurden 19.343 Tonnen Olivenöl exportiert, 46% unter dem Vorjahr. Doch in Werten betrug der Rückgang 49,9%, bei einem Gesamtwert von u$s 73,1 Mio. 33,1% der Exporte gingen nach Brasilien, 35,3% nach Spanien und 27,9% nach den Vereinigten Staaten. Spanien ist selber ein großer Produzent von Olivenöl, so dass angenommen wird, dass das argentinische dem eigenen beigemischt wird und dann zu einem höheren Preis als spanisches Olivenöl verkauft wird. In Argentinien wurde der Anbau von Oliven schon Ende der 70er Jahre steuerlich gefördert, sodass eine bedeutende Expansion stattfand, so dass jetzt Überproduktion besteht und viele Olivenpflanzungen nicht einmal geerntet werden.
***
Die Rohstahlproduktion lag im Jahr 2018 mit 5,16 Mio. Tonnen um 11,6% über der von 2017. Aber im Dezember waren es mit 356.100 Tonnen 6,5% weniger als im Vorjahr und 21,9% unter November 2018. Die Produktion von warmgewalzten Produkten (Rundeisen, Stahlbänder, Bleche) lag 2018 bei 4,76 Mio. Tonnen, 3,6% über 2017, aber im Dezember mit 283.500 Tonnen um 25,8% unter November.
***
Die Organisation der erdölexportierenden Staaten OPEP hat über ihren Fonds für die internationale Entwicklung (OFID) einen Kredit von u$s 50 Mio. für den Bau einer Wasserleitung in Tulum, Provinz San Juan, erteilt. Mit dem Kredit wird ein Teil der Materialien finanziert, die für die Leitung notwendig sind. Doch der Rest des Projektes, von u$s 148 Mio. wird von der Nationalregierung finanziert. Die Wasserleitung ist vornehmlich für die Versorgung der Bevölkerung mit Wasser bestimmt, aber auch für Bewässerung.
***
Die Regierung wird drei große Immobilien über das Amt für Staatsvermögen AABE (Agencia de Administración de Bienes del Estado) für 70 Jahre an private Unternehmen zuteilen, damit sie sie für wirtschaftliche Zwecke einsetzen, ohne Besitzer zu sein. Es handelt sich um Palacio Otamendi, in San Fernando, Casa Mansilla, in der Stadt Buenos Aires, und ein Landgut von 8.000 ha in Corrientes.
***
Das Schatzamt hat am Dienstag Lelic für 211,63 amortisiert, aber nur $ 198,28 Mrd. an neuen Lelic untergebracht, so dass eine zusätzliche Liquidität von $ 13,35 Mrd. entstand. Dabei wurde der Zinssatz auf 56,94% gesenkt, 0,69 Prozentpunkte unter der Vorwoche.
***
Die Provision, die Zahl- und Kreditkartenunternehmen vom Einzelhandel fordern, ist ab 1. Januar 2019 bei Kreditkarten von 3% auf 2,25% und bei Zahlkarten von 1,5% auf 1% gesenkt worden.
***
Geschäftsnachrichten
Globant
Dieses argentinische Informatikunternehmen, das in 13 Ländern tätig ist, mit einer Gesamtbelegschaft von 7.800 Personen, hat die kolumbianische Firma Avanxo gekauft, die vornehmlich sogenannte “Wolkenprogramme” (Datenspeicherung) betreibt und auch in den USA, Argentinien, Brasilien, Mexiko und Peru tätig ist. Martín Umarán, Personalchef und Mitbegründer von Globant, erklärte, mit diesem Kauf werde Globant seine Dienstleistungen erweitern. Dazu trügen auch die Verbindungen bei, die mit den Firmen Salesforce, Amazon, Web Services, Google und Informática abgeschlossen worden seien.
Rofex
Dieses Finanzunternehmen, das den Devisenterminmarkt betreibt und sich mit dem Handel von sogenannten “finanziellen Derivaten” befasst, hat den Konzern Orange Equity Partners als Partner aufgenommen, mit 5% des Kapitals, für das der Käufer u$s 10 Mio. bezahlt hat. Andrés Ponte, Präsident von Rofex, hob die besondere Bedeutung dieses neuen Partners hervor, den er als Zeichen des Vertrauens und der Bedeutung der Firma darstellte.
Ledesma
Diese auf dem Gebiet der Zuckerproduktion führende Firma, die auch Papier, Bioethanol, Fruchtzucker, Zitrusobst u.a. Produkte erzeugt, hat 2018 200 ha zusätzlich mit Zitronenbäumen gepflanzt und eine neue Anlage eingerichtet, die für die Erzeugung von essentiellem Öl bestimmt ist, das die Zitronenschale enthält. Für all dies wurden insgesamt u$s 8 Mio. investiert. Das Geschäft mit Zitrusobst und -saft trägt mit 11% zum Gesamtumsatz der Firma bei. 2018 hat Ledesma 108.584 Tonnen Zitrusobst erzeugt (Grapefruit, Orangen und Zitronen), 3.500 Tonnen mehr als 2017. Die Produktion von Zitrussaft erreichte 5.700 Tonnen. Der Zitronensaft ist vorwiegend für den Export bestimmt, mit EU-Staaten als wichtigste Abnehmer. Der Ledesma-Konzern wies in den letzten zwei Jahren Verlustbilanzen auf, die sich hauptsächlich durch die Wirkung der Abwertung auf die Zinslast in Pesos erklären, aber auch mit strukturellen Reformen zusammenhängen.
Tenaris
Diese Firma des Techint-Konzerns, die mehrere Werke für nahtlose Stahlröhren in verschiedenen Ländern (eines im Vorort Campana) betreibt, hat jetzt 47,79% von Saudi Steel Pipe, in Saudi Arabien, für u$s 141 Mio. gekauft. Das Unternehmen betreibt eine Fabrik für geschweißte Stahlröhren. Im 4. Quartal 2018 hatte die Firma einen Verlust von u$s 27,18 Mio. erlitten. Für Tenaris stellt die Beteiligung an Saudi Steel Pipe auch eine allgemein stärkere Präsenz in Saudi Arabien dar, wo nahtlose Stahlröhren in großem Umfang für die Verkleidung von Erdölbohrungen eingesetzt werden.
VISA
Der Investment-Fonds Advent übernimmt 51% des Kreditkartenunternehmens Prisma für u$s 724,2 Mio. Prisma betreibt die Karte VISA, die Banelco-Kassen, die Zahlungsunternehmen Pago mis cuentas und Todopago und LaPos. Bei Prisma ist die Banco Santander Rio der größte Aktionär, gefolgt von Banco Galicia, BBVA Banco Francés, Macro, BAPRO, HSBC, ICBC, Patagonia, Itaú, Comafi u.a. Banken. Insgesamt sind es 14 Banken. Der Verkauf erfolgte als Folge einer Untersuchung der nationalen Kommission für den Konkurrenzschutz, die das Verhalten der Inhaber beanstandet hatte, weil sie die führende Marktposition zu ihren Gunsten benutzten. Der Fonds Advent verwaltet ein Vermögen von u$s 39 Mrd. und hat vorher schon fünf Käufe von oder Beteiligungen an Unternehmen in Argentinien vollzogen.
Wirtschaftsübersicht
Der lange Schatten der Oktoberwahlen auf die Wirtschaft
Von Juan E. Alemann
Es besteht kein Zweifel, dass die Politik die Wirtschaft beeinflusst und gegenwärtig die Erholung erschwert. Politologen sehen Macri zwar als den Kandidaten mit den besten Aussichten, in einer Stichwahl zu gewinnen, schließen jedoch nicht aus, dass Cristina Kirchner oder sonst ein peronistischer Kandidat den Sieg davonträgt. Bei Cristina taucht sofort das Gespenst der niedrigen Preise für öffentliche Dienste, sowie Erdöl und Gas auf, was schon jetzt Investitionen auf diesen Gebieten mit einem hohen Risiko belastet und abschreckt. Und bei einem anderen peronistischen Kandidaten fürchtet man, dass er zwangsweise in die gleiche Richtung geht. Denn alle üben Kritik an der Tarifpolitik von Macri, und sind danach Gefangene ihrer eigenen Kritik.
Dass die parlamentarische Opposition jetzt ein Gesetzesprojekt vorlegen will, das die Tarife einfriert, stellt dieses Thema in den Vordergrund. Schon einmal musste Macri ein Gesetz dieser Art durch ein Veto bremsen. Doch in einem Wahljahr ist dies schwieriger, umso mehr als es sich gesamthaft um Zunahmen von 48% beim Wasser, 55% beim Strom, 35% beim Gas und 40% beim städtischen Personentransport handelt. Ohne diese Erhöhungen geht die Rechnung mit einem primären Nulldefizit nicht auf.
Die Entwicklung der Wahlkampagnen hat sich inzwischen wenig geändert. Cristina schweigt. Sie beteiligt sich passiv an den Wahlen, ohne überhaupt zu bestimmen, ob sie sich als Kandidatin aufstellt. Die vielen Menschen, die sie laut Umfragen wählen würden, um die 30% der Wähler insgesamt, gehen einfach davon aus, dass es ihnen unter der Regierung von Cristina besser ging, besonders weil sie weniger für Strom, Gas, Wasser und öffentlichen Transport bezahlen mussten und ihnen viel mehr für andere Ausgaben übrig blieb. Diese Menschen stellen sich vor, dass dieser Zustand mit Cristina als Präsidentin zumindest teilweise zurückkehrt. Das das nicht möglich ist, nehmen diese Leute eben nicht zur Kenntnis. Die Aussicht auf eine neue Präsidentschaft von Cristina hemmt deshalb schon jetzt besonders Investitionen auf dem Gebiet der Forschung und Förderung von Erdöl und Gas, und bei Elektrizität, obwohl die Ausbeutung im Gebiet von Vaca Muerta schon unter ihrer Regierung begann, u.a. mit einem Vertrag zwischen YPF und Chevron, der einen angemessenen Preis vorsah. Dennoch: geringere Investitionen auf diesem Gebiet haben keine unmittelbare Wirkung. Die Wirtschaft profitiert jetzt und in naher Zukunft von den schon vollzogenen Investitionen und denen, die sich in Gang befinden.
Cristina Kirchner könnte es schließlich ähnlich wie Lula da Silva in Brasilien ergehen. Auch wenn sie keine Haftstrafe erleidet, weil sie als Senatorin in diesem Sinn geschützt ist, dürften die fünf mündlichen Gerichtsverfahren, die für dieses Jahr vorgesehen sind, einen Einfluss auf die Wähler haben. Wenn es zu einer Verurteilung kommt, was sehr wahrscheinlich ist, könnte sie sogar an der Wahlbeteiligung behindert sein. Auch ein Urteil in erster Instanz würde ihr Schaden, selbst wenn sie Berufung einlegt.
Zu den vielen bösen Prozessen, die gegen sie wegen der Megakorruption laufen, bei der sie von Bundesrichter Bonadío als Leiterin einer Bande eingestuft wurde, etwa wie Ali Baba und seine 40 Räuber, kommt jetzt der Fall Nisman hinzu. Einmal steht jetzt eindeutig fest, dass er ermordet wurde und nicht Selbstmord verübt hat, wie es Sprecher der Regierung von Cristina (wie Aníbal Fernández) seinerzeit erklärten, schon bevor der Fall untersucht wurde. Und dann ist es gewiss, dass Mitglieder des Geheimdienstes (AFI, Administración Federal de Inteligencia, vormals SIE, Secretaría de Inteligencia del Estado) den Mord verübt haben, eben weil nur sie in der Lage waren, unbemerkt in die Wohnung von Nisman einzudringen. Die Möglichkeit, das Iraner am Werk waren, wird ausgeschlossen, einmal weil nichts darauf hindeutet, und dann weil Iran damals mit der EU und den USA über ein Atomprogramm verhandelte und dies bestimmt nicht durch einen Skandal in Argentinien stören würde. Wenn Nisman jedoch von einem Regierungsamt ermordet wurde, dann muss es eine Anweisung von ganz oben gegeben haben. Beim vierten Jahrestag des Todes des Staatsanwaltes, kam ein starker Druck der jüdischen Gemeinschaft zum Ausdruck, dass der Fall eingehend untersucht werde. Diese Menschen werden in dieser Beziehung nicht nachlassen, wobei es für sie auch um das Abkommen mit Iran geht, dank dem die juristische Verfolgung der iranischen Beamten aufgehört hat, die am Attentat auf die AMIA beteiligt waren. Auch über diesen Fall läuft schon ein Prozess. Viele andere, Politiker und Juristen, sorgen auch dafür, dass die Untersuchung vertieft wird. Die Diskussion und die Untersuchung des Falles sind auch ein Thema der Wahlkampagne, selbst wenn es keine konkrete Ergebnisse gibt. Das färbt auf die Wahlaussichten von Cristina ab. Korruption ist für viele Wähler nicht entscheidend, während kein Kandidat einen gut fundierten Mordverdacht an einem Staatsanwalt politisch verträgt. Der Nisman-Mord ist für Cristina ein Bumerang.
Wenn Cristina schließlich gerichtlich behindert wird, sich als Kandidatin aufzustellen, oder wegen diesen Skandalen schließlich darauf verzichtet, dann haben die Kandidaten, die jetzt für den sogenannten “alternativen, föderalen oder rationellen Justizialismus” auftreten, gute Chancen, gegenüber Macri zu gewinnen, eventuell sogar in der ersten Wahlrunde. Für Macri wäre die Beseitigung von Cristina somit keine gute Nachricht.
Doch bei den peronistischen Kandidaten, die dann in den Vordergrund rücken, weiß man nicht, was sie machen würden, wenn sie Präsidenten werden. Eine Ausnahme ist eventuell Roberto Lavagna, von dem in letzter Zeit die Rede ist, weil er Erfahrung als Wirtschaftsminister hat und als Ökonom realistisch denkt. Aber mit seinen 75 Jahren ist er kaum in der Lage, ein so anstrengendes Amt, wie das eines argentinischen Präsidenten, zu ertragen. Schon die Wahlkampagne wäre für ihn zu anstrengend. Die anderen Kandidaten, Sergio Massa, Juan Manuel Urtubey, Miguel Angel Pichetto, Sergio Uñac u.a. äußern nur gute Absichten, ohne zu sagen, wie sie sie erreichen. Mehr Wohlstand, mehr Beschäftigung, ein höheres Einkommen u.dgl. mehr bedeuten in der Praxis nichts. Es kommt auf die konkrete Wirtschaftspolitik an, mit der dies erreicht werden soll. In Gesprächen mit Unternehmern geben die Kandidaten zu, dass sie den Kirchner-Populismus nicht wiederholen wollen. Diese Kandidaten sind sich gewiss der Tatsache bewusst, dass sie die Staatsfinanzen weiter sanieren müssen, weil sie sonst Gefahr laufen, in eine Hyperinflation zu stürzen. Ein Defizit wird entweder mit Krediten oder mit Geldschöpfung bezahlt. Nachdem Argentinien nur noch mäßig Auslandskredite erhält, und bei einer populistischen Regierung noch weniger, bleibt nur die Geldschöpfung übrig, und das nimmt ein böses Ende. Ebenfalls wissen diese Politiker, dass sie das Energieproblem ernst nehmen müssen. Doch wie sie realistische Tarife für öffentliche Dienste mit einem primären Nulldefizit vereinbaren, wissen sie nicht. Und wie sie für mehr Beschäftigung sorgen können, wissen sie auch nicht, umso mehr als sie alle auf die Unterstützung der Gewerkschaften angewiesen sind, die sich den notwendigen Reformen widersetzen und nicht das geringste Verständnis für die Beschäftigungsproblematik in dieser neuen Welt haben. Beim Peronismus weiß man nie, wohin er geht. Menem ging in eine vernünftige Richtung, die Kirchners in eine populistische. Perón selber war in seiner ersten Etappe populistisch (was man damals als Demagogie bezeichnete), wollte jedoch am Schluss in eine vernünftige Richtung gehen, was ihm jedoch nicht gelang. Diese Ungewissheit wirkt zunächst störend.
Allein, der Einfluss der Politik auf die gegenwärtige Konjunktur ist beschränkt. Die hohe Ernte, die gute Sommersaison für die Tourismusorte, der gestiegene Export von Rindfleisch und vielen anderen Produkten und Dienstleistungen, die Normalisierung des Devisenmarktes, mit Druck auf den Dollarkurs, und nicht zuletzt, die sichtbare Verbesserung der Staatsfinanzen, all das wirkt weiter, unabhängig von der Politik. Die Unternehmer verhalten sich allgemein wie es die unmittelbaren Umstände erfordern. Viele vollziehen dabei auch Investitionen, weil sie dabei einen Gewinn erwarten und oft auch, weil sie sonst nicht mehr konkurrenzfähig sind. In manchen Fällen werden die Investitionen auch durch den Umstand angeregt, dass es jetzt Finanzierung für Lieferung von Maschinen und Anlagen aus den traditionellen Lieferländern gibt, weil wieder die Versicherung des politischen Risikos durch Hermes, Coface u.a. Institute besteht. Und diese Möglichkeit lässt sich kein Unternehmer entgehen, besonders wenn er befürchtet, dass es bei einem politischen Wandel wieder anders kommen kann. Hier wirkt der politische Schatten positiv.
Wenn die Regierung die aufstrebende Konjunktur, die schon schwach eingesetzt hat, nicht behindert, ihre Zinspolitik in vernünftigere Bahnen lenkt und es allgemein versteht, kritische Situationen zu mildern oder sogar zu überwinden , dann sollte sich die Konjunktur bis zu den Wahlen spürbar verbessert haben. Und das hat dann auch die Wirkung der selbsterfüllten Prophezeiung: weil es besser geht, steigen die Wahlchancen von Macri, und eben weil sie steigen, entwickelt sich die Wirtschaft besser.
Wirtschaftsübersicht
Bessere Staatsfinanzen: aber es fehlt noch viel
Von Juan E. Alemann
Schatzminister Nicolás Dujovne kündigte mit Stolz an, dass das Jahr 2018 mit einem primären Defizit von 2,4% des Bruttoinlandsproduktes abgeschlossen habe, obwohl im Haushaltsgesetz 2,7% vorgesehen worden seien. 2019 soll es laut Abkommen mit dem IWF Null sein, was bedeutet das ein Betrag von $ 232,03 Mrd. gespart werden muss. Die bevorstehende Aufgabe ist gigantisch und kann auf alle Fälle nicht ohne eine spürbare Verringerung der Subventionen für öffentliche Dienste und Kürzung staatlicher Investitionen erreicht werden. Es muss viel Kleinarbeit vollzogen werden, bei der der Minister systematisch am Werk ist, und es müssen auch grundsätzliche Entscheidungen getroffen werden, wie die endgültige Aufgabe des schon stillgelegten Kohlebergwerkes Río Turbio (das immer noch hohe Ausgaben beansprucht), einschließlich des dort gebauten Kraftwerkes, das abgebaut und woanders wieder ausgestellt werden muss. Davon ist jedoch nicht die Rede.
Die Entwicklung war letztes Jahr wie folgt:
Wenn man das Ergebnis der Provinzen hinzuzählt, gelangt man auf ein primäres Defizit von 2% des BIP, wobei das von 2,4% des Bundesstaates durch einen Überschuss von 0,4% der Provinzen verringert wird. Gesamthaft hat sich die finanzielle Lage der Provinzen spürbar verbessert.
Die Staatsausgaben sind nominell weit unter der Inflation gestiegen, und somit real um über 10% zurückgegangen. Die hohe Inflation hat dazu geführt, dass Gehälter von Staatsangestellten, Renten u.a. Ausgaben, die weit unter der Inflation erhöht wurden, eine reale Verringerung ausweisen. Ohne den Inflationssprung wäre der Rückgang des primären Defizites im Verhältnis zum BIP nicht eingetreten oder viel geringer gewesen. Die Steuereinnahmen haben auch nicht mit der Inflation Schritt gehalten, wurden aber weniger von dieser betroffen, u.a. weil die MwSt. u.a. Steuern die Preiszunahmen begleiten. Ebenfalls hat sich hier die bessere Eintreibung ausgewirkt, die eingetreten ist, als die AFIP begann,auch außerhalb des Zoos zu jagen.
Die Sozialausgaben sind weit über die anderen Staatsausgaben gestiegen, weil Pensionen, Hinterbliebenenrenten und Kindergelder indexiert sind. Die Inflation wirkt sich dabei verspätet auf, was dann dazu führt, dass dieses Jahr, wenn die Inflation stark zurückgeht, die Sozialausgaben über der Inflation zunehmen.
Gespart wurde besonders an Subventionen für öffentliche Dienste, was in den nominell und auch real gestiegenen Tarifen zum Ausdruck kommt. Das kommt für die Bevölkerung zum hohen Steuerdruck hinzu. Ebenfalls wurde an Staatsinvestitionen und auch an Subventionen für Staatsunternehmen gespart, an erster Stelle für Aerolíneas Argentinas.
Die Zunahme der Ausgaben für Zinsen auf die Staatsschuld ist vorwiegend auf die Abwertung zurückzuführen, und an zweiter Stelle auf die Erhöhung der Schuld. Dass die Zinsen 2018 ebenso viel wie das primäre Defizit darstellen, und 15% der primären Ausgaben betragen, weist darauf hin, dass hier ein Problem besteht, auf das die Opposition ständig hinweist. Die kommunistischen Gruppen haben eine einfache Lösung für das Problem: dass die Staatsschuld nicht anerkannt und dann weder Amortisationen noch Zinsen gezahlt werden. Sie sprechen von einer “illegitimen” Schuld, was keinen Sinn hat, da die Schulden legal aufgenommen wurden und dies genau dokumentiert ist. Ein neuer Default, wie ihn diese Leute vorschlagen, ist ganz bestimmt keine Lösung und würde noch viel mehr Schaden anrichten, als der von 2001/02.
Die Regierung sollte sich einmal nur noch ausnahmsweise weiter verschulden, und dann sollte sich sich bemühen, Dollarschulden zu niedrigen Zinsen auf dem lokalen Finanzmarkt aufzunehmen. Dass das Schatzamt in letzter Zeit immer höhere Beträge von Staatstiteln unter 5% auf dem lokalen Markt ohne Schwierigkeiten unterbringt, stützt unsere These, dass noch viel mehr Staatspapiere in Dollar zu relativ niedrigen Zinsen untergebracht werden können, mit dessen Erlös Staatsbonds, die an der Börse von New York unter pari gehandelt werden, aufgekauft werden können. Bei niedrigeren Zinsen würde dann das Gesamtdefizit (benannt “finanzielles” Defizit) stark zurückgehen.
Für 2019 ist eine Zunahme der Einnahmen von 42% vorgesehen, wobei der Exportzoll, der dieses Jahr nur für einige Monate galt, sich voll auswirkt. Bei einer Inflation von 30% (im Haushaltsgesetz sind 23% vorgesehen) stellt dies eine reale Zunahme dar. Dazu ist es allerdings auch notwendig, dass die Wirtschaft sich erholt und das BIP wieder zunimmt.
Die Ausgaben sollen um 25% zunehmen, was bei einer Inflation von 30% und mehr einfacher ist als bei der vorgesehenen von 23%. Laut Budget beruht die reale Abnahme vorwiegend auf einer starken Kürzung der Staatsinvestitionen und einer geringeren der Subventionen für öffentliche Dienste. Die Regierung bemüht sich dabei, dass die Investitionen in Infrastruktur, die im Rahmen des PPP-Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit durchgeführt werden, weiter fortschreiten, um auf diese Weise zumindest die fehlenden Staatsinvestitionen auszugleichen. Doch vorläufig bestehen die Finanzierungsprobleme weiter. Wenn die Staatsfinanzen auch 2019 besser werden, erleichtert dies auch dieses Kreditproblem. Was hier noch ungeklärt ist, ist die Einstufung der Zinsen bei diesen Programmen als privat oder staatlich. Der IWF vetritt prinzipiell die Auffassung, dass es Staatsausgaben sind, weil der Staat die Garantie stellt, hat aber dennoch zugelassen, dass sie von argentinischer Seite nicht als solche gebucht werden. Merkwürdig.
Aber auch bei Personalausgaben wird gespart, wenn die Angestellten, die sterben, in Pension gehen, zurücktreten, oder deren Verträge ablaufen und nicht erneuert werden, nicht durch neue ersetzt werden. Es gibt zwar keine formelle Einfrierung freiwerdender Stellen, aber in der Praxis werden kaum noch neue Staatsangestellte ernannt. Und schließlich sollte nicht vergessen werden, dass Dujovne sich klar bewusst ist, dass er überall sparen muss, und dabei systematisch in diesem Sinn vorgeht. Doch dabei tauchen überall Konflikte auf. Jetzt sträuben sich die nationalen Universitäten gegenüber einer Prüfung der Ausgaben durch das allgemeine Kontrollamt Sigen (Sindicatura General de la Nación). Doch auch hier geht es um grundsätzliche Entscheidungen. Universitäten in kleinen Orten des Landesinneren, die unter den Kirchner, und zum Teil schon vorher, geschaffen wurden, müssten geschlossen werden. Jeder Schüler kostet dabei mindestens das Vierfache wie einer der Universität Buenos Aires, und die Qualität der Ausbildung ist schlecht, weil diese Universitäten keine guten Professoren verpflichten können, weil es dort, wo sie tätig sind, keine gibt, und sonst wenige bereit sind, jede Woche eine weite Reise aufzunehmen, um ihre Vorlesung zu halten. Es ist im Grunde ein Betrug an den Studenten, deren Titel dann faktisch nicht als vollwertig anerkannt werden. Das Problem kann viel billiger und besser mit Stipendien gelöst werden, um an den großen Universitäten zu studieren.